
560 der Beilagen zu den Stenographischen Protokollen des Nationalrates XVIII. GP 

Bericht 

des Verkehrsausschusses 

über die Regierungsvorlage (506 der Beilagen): 
Bundesgesetz, mit dem das Güterbeförderungs­
gesetz und das Kraftfahrgesetz 1967 geändert 

werden 

Durch das Abkommen zwischen der Europäi­
schen Wirtschaftsgemeinschaft und der Republik 
Österreich über den Güterverkehr im Transit auf 
der Schiene und der Straße J505/559 der Beilagen) 
sind einige Änderungen auch im Güterbeförde­
rungsgesetz und im Kraftfahrgesetz notwendig. Die 
Anpassungen im Rahmen des Güterbeförderungs­
gesetzes betreffen vor allem. die konkrete Admini­
stration und Kontrolle der Ökopunkte sowie auch 
die notwendigen Sanktionen bei Verstoß gegen das 
vereinbarte Ökopunktesystem. Mit diesen Maßnah­
men soll sichergestellt werden, daß das Ökopunkte­
system möglichst lückenlos kontrolliert wird und 
Verstöße gegen dieses System entsprechend geahn­
det werden. Im Kraftfahrgesetz ist - wie im 
Transitvertrag vereinbart - als größte Länge von 
Kraftwagen mit Anhängern 18,35 m und Sattel­
kraftfahrzeugen 16,5 m sowie die höchstzulässige 
Achslast, für die Antriebsachse mit 11 500 kg 
vorgesehen. 

Der Verkehrsausschuß hat die Regierungsvorlage 
in seiner Sitzung am 10. Juni 1992 in Verhandlung 
genommen und nach einer Debatte, an, der sich 
außer dem Berichterstatter die Abgeordneten 
R 0 s e n  s t i n  g I, H u m s, Mag .. K u  c k a c k a, Ing. 
S c  h w ä r z l et, Mag. Pe t e r, Dipl.-Vw. Dr. 
L u  k e s c h, A n s  eh 0 b e r und Ing. G a r  t1 e h -

, Schwemlein 
Berichterstatter 

n e r  sowie der Bundesminister für öffentliche 
Wirtschaft und Verkehr Mag. K I i m a beteiligten, 
mit Mehrheit den Gesetzentwurf in der Fassung 
eines Abänderungsantrages der Abgeordneten 
H u m s  und Mag. K u  k a c k a angenommen. 

Dieser Antrag 'war wie folgt begründet: 

Zu Art. I Z 8 (§ _15 b): 

Da durch das Bundesgesetz über die Änderungen 
von Vollzugszuständigkeiten (295 der Beilagen) 
§ 15 b des Güterbeförderungsgesetzes geändert 
wird, ist diese Änderung hier zu berücksichtigen. 

Zu Art. I Z 9 (§ 15 c): 

Durch die Anfügung des letzten Satzes wird 
klargestellt, daß die Organe für die jeweils sachlich 
und örtlich zuständige Behörde einschreiten. 

Zu Art. 11 Z 2 (§ 4 Abs. 8): 

Hier erfolgt bloß eine sprachliche Verbesserung 
im 1. Satz. 

' 

Als Ergebnis seiner Verhandlungen stellt der 
Verkehrs ausschuß somit den A n t r a g, der N atio, - .

'. nalrat wolle dem a n g e s c h I  0 s s e n  e n G e - , . 
s e t  z e n  t w u r f die verfassungsmäßige Zustim­
mung erteilen. 

Wien, 1992 06 10 

Hurns 
Obmann 
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2 560 der Beilagen 

, Bundesgesetz, mit dem das Güterbeför­
derungsgesetz und das Kraftfahrgesetz 1967 

geändert werden 

Der Nationalrat hat beschlossen: 

Artikel I 

Güterbeförd�rungsgesetz 

Das Güterbeförderungsgesetz, BGBI. 
Nr. 63/1952, zuletzt geändert durch die Bundesge­
setze �GBI. Nr. 630/1982 und 572/ 1987, wird wie 
folgt geändert: 

1. § 7 Abs. 1 lautet: 

,,§ 7. (1) Die gewerbsmäßige Beförderung von 
Gütern mit Kraftfahrzeugen von Orten, die 
außerhalb des Bundesgebietes liegen, in das 
Bundesgebiet oder durch das Bundesgebiet hin­
durch ist außer Inhabern von Konzessionen nach § 3 
auch Unternehmern gestattet, die nach den im 
Staate des Standortes ihres Unternehmens gelten­
den gesetzlichen Vorschriften zur Beförderung von 
Gütern mit Kraftfahrzeugen befugt sind und eine 
Bewilligung des Bundesministers für öffentliche 
Wirtschaft und Verkehr für den Verkehr in oder 
durch das Bundesgebiet erhalten haben. Eine 
Bewilligung ist jedoch nicht erforderlich, wenn eine 
anderslautende Anordnung nach Abs. 5 ergangen ist 
oder wenn eine Vereinbarung gemäß § 7 a besteht." 

2. § 7 Abs. 2 lautet: 

,,(2) Diese Bewilligung wird für einzelne 
GüterbeförClerungen oder auf· Zeit erteilt. Die 
Bewilligung ist nur zu erteilen, wenn daran ein 
erhebliches öffentliches Interesse besteht. Der 
Antragsteller hat glaubhaft zu machen, daß die 
Fahrt weder durch organisatorische Maßnahmen 
noch durch die Wahl eines anderen Verkehrsmittels 
vermieden werden kann. Die Bewilligung ist zu 
versagen, wenn (insbesondere auch im Hinblick auf 
die im Bundesgebiet bereits bestehenden Verkehrs­
einrichtungen) ein Bedürfnis für die beantragte 

Güterbeförderung nicht besteht. Dabei sind die 
verkehrsmäßigen und volks.wirtschaftlichen Interes­
sen Österreichs, der Schutz der Bevölkerung und 
der Umwelt sowie die Möglichkeit der Durchfüh­
rung der Güterbeförderung im Wege anderer 
Verkehrseinrichtungen zu berücksichtigen." 

3. § 7 Abs. 3 lautet: 

,,(3) Nachweise über die Erteilung der Bewilli­
gung nach Abs. 1 sind bei jeder Güterbeförderung 
über die Grenze mitzuführen und den Organen-der 
Straßenaufsicht sowie den Grenzorganen, sofern 
deren Aufgaben Zollorganen übertragen sind, 
diesen Organen auf Verlangen vorzuweisen." 

4. In § 7 wird folgender Abs. 3 a angefügt: 

,,(3a) Die Organe der Straßenaufsicht sowie die 
Grenzorgane, sofern deren Aufgaben Zollorganen 
übertragen sind, diese Organe, haben: das Mitführen 
der Bewilligung gemäß Abs. 1 zu kontrollieren." 

5. § 7 Abs. 4 lautet: 

,,( 4) Der Bundesminister für öffentliche Wirt­
schaft und Verkehr kann den Landeshauptmann 
sowie in deren Wirkungsbereich auch die Bundes­
polizeibehörden, in dessen oder deren örtlichem 
Wirkungsbereich das Fahrzeug in das Bundesgebiet 
eingebracht wird, gegebenenfalls unter Beschrän­
kungen hinsichtlich Zahl oder Umfang der zu 
erteilenden Bewilligungen, ermächtigen, die Bewilli­
gungen nach Abs. 1 in seinem Namen und Auftrag 
zu erteilen, soweit die verkehrsmäßigen und 
volkswirtschaftlichen Interessen Österreichs sowie 
Gründe der Sparsamkeit, Wirtschaftlichkeit und 
Zweckmäßigkeit der Verwaltung dies erfordern." 

6 . . § 7 a lautet: 

,,§ 7a. (1) Vereinbarungen über die grenzüber­
schreitende Beförderung von Gütern gemäß § 7 
können auf Grundlage dieses Bundesgesetzes � 

geschlossen werden, weml der Umfang des 
zwischenstaatlichen Güterverkehrs dies erforderlich 
macht. In den Vereinbarungen ist vorzusehen, daß 
Kraftfahrzel.lge mit ausländischem Kennzeichen auf 
der Grundlage der Gegenseitigkeit Fahrten nach, 
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560 der Beilagen 3 

durch und aus Österreich durchführen können. 
Dabei können auch zwischenstaatliche Kontingente 
festgelegt werden, bei deren Ausmaß die verkehrs­
mäßigen und volkswirtschaftlichen Interessen 
Österreichs sowie der Schutz der Bevölkerung und 
Umwelt zu berücksichtigen sind. Die Vergabe der 
Kontingenterlaubnis gemäß Abs. 2 vierter Satz 
durch ausländische Behörden kann vereinbart 
werden. Die Kundmachung der Kontingente erfolgt 
durch Verlautbarung in der offiziellen Zeitschrift 
des Fachverbandes und der Fachgruppen des 
Güterbeförderungsgewerbes. 

(2) Die Vergabe der vereinbarten Kontingente 
erfolgt in einem vereinfachten Verfahren. Die 
zuständige Behörde kann Bestätigungen darüber 
ausgeben, daß die in der Vereinbarung festgelegten 
Voraussetzungen, insbesondere die Einhaltung des 
vereinbarten Kontingents, gegeben sind (Kontin­
genterlaubnis). Die Vergabe der Kontingenterlaub­
nis zur Beförderung von Gütern nach, durch und 
aus dem anderen Staat an öst.erreichische Unterneh­
mer kann nur erfolgen, wenn diese - je nach der 
Art der vorgesehenen Beförderung - entweder zur 
gewerbsmäßigen Beförderung von Gütern mit 
Kraftfahrzeugen oder zur Ausübung des Werkver­
kehrs (§ 8) berechtigt sind und den Anforderungen 
der gemäß Abs. 3 zu erlassenden Verordnung 
entsprechen, und wenn volkswirtschaftliche Interes­
sen Österreichs nicht entgegenstehen. Die Vergabe 
der Kontingenterlaubnis an ausländische Unterneh­
mer kann auch durch die zuständige Behörde des 
gegenbeteiligten Vertragspartners vorgenommen 
werden. 

(3) Durch Verordnung des Bundesministers für 
öffentliche Wirtschaft . und Verkehr sind die 
Vergabe der Kontingenterlaubnis nach Abs. 2 in 
zeitlicher, räumlicher und sachlicher Hinsicht, 
deren äußere Form, die näheren Bestimmungen des 
Vergabeverfahrens sowie der fachlichen Eignung 
und die Voraussetzungen der betrieblichen Lei­
stungsfähigkeit des Güterbeförderungsunterneh­
mers für die grenzüberschreitende Beförderung von 
.Gütern zu regeln. Neubewerber um die Ausstellung 
einer Kontingenterlaubnis sind im Verhältnis zu den 
Marktanteilen der bereits in der grenzüberschrei­
tenden Beförderung von Gütern tätigen Unterneh­
mer angemessen zu berücksichtigen. Der Bundesmi­
nister für öffentliche Wirtschaft und Verkehr kann 
die Vergabe der Kontingenterlaubnis ganz oder 
teilweise an den Landeshauptmann in seinem 
Namen und Auftrag übertragen, soweit die 
verkehrsmäßigen und volkswirtschaftlichen Interes­
sen Österreichs sowie Gründe der Sparsamkeit, 
Wirtschaftlichkeit und Zweckmäßigkeit der' Ver­
waltung dies erfordern. 

(4) Bei der erstmaligen Vergabe und dem Entzug 
der Kontingenterlaubnis sind die gesetzlichen 
beruflichen Vertretungen zu hören." 

7. Nach § 7 a wird folgender § 7 b eingefügt: 

,,§ 7 b. (1) Die Kontingenterlaubnis gemäß § 7 a 
Abs. 2 sowie auf Grund eines Abkommens mit einer 
Staatengemeinschaft über den grenzüberschreiten­
den Güterverkehr mit Kraftfahrzeugen einschließ­
lich allfälliger nach diesem Abkommen erforderli­
cher Bescheinigungen sind bei jeder Fahrt mitzufüh� 
ren und den Organen der Straßenaufsicht sowie den 
Grenzorganen, sofern deren Aufgaben Zollorganen 
übertragen sind, diesen Organen, auf Verlangen 
vorzuweIsen. 

(2) Die Organe der Straßenaufsicht sowie die 
Grenzorgane, sofern deren Aufgaben Zollorganen 
übertragen sind, diese Organe, haben das Mitführen 
der Kontingenterlaubnis sowie allfälliger sonstiger 
erforderlicher Bescheinigungen im Sinne des Abs. 1 
zu kontrollieren sowie einen Kontrollvermerk 
anzubringen. Nähere Bestimmungen über die 
Kontrolle und den Kontrollvermerk sind durch 
Verordnung des Bundesministers für öffentliche 
Wirtschaft und Verkehr zu erlassen; 

(3) Wird die Güterbeförderung ohne die 
erforderliche Bewilligung oder Kontingenterlaubnis 
durchgeführt, so haben' die Behörden, in deren 
örtlichem Wirkungsbereich sich das Kraftfahrzeug 
befindet, oder die ihr zur Verfügung stehenden 
Organe der Straßenaufsicht sowie an Grenzüber­
gängen .die diesen zugeordneten Organe die 
Unterbrechung der Beförderung anzuordnen. So. 
lange die Anordnung der Unterbrechung aufrecht 
ist, darf das Kraftfahrzeug nur nach den Weisungen 
der Behörde oder deren Orgarte in Betrieb 
genommen werden. Bei drohender Zuwiderhand­
lung gegen die Anordnung der Unterbrechung oder 
gegen die Weisungen sind die Behörde und deren 
Organe berechtigt, die Fortsetzung der Güterbeför­
derung durch angemessene Zwangsmaßnahmen, 
wie Abnahme der Fahrzeugschlüssel, Absperren der 
Fahrzeuge, Anlegen von technischen Sperren und 
Abstellen ·an einem geeigneten Ort, zu verhindern. 
Die Zwangsmaßnahmen sind aufzuheben, wenn der 
Grund für ihre Anordnung weggefallen ist. 

(4) Wird die Anordnung der Unterbrechung der 
Güterbeförderung nicht aufgehoben, so hat die 
Behörde die Güterbeförderung mit Bescheid bis zu 
dem Zeitpunkt zu untersagen, bis das einzuleitende 
Verfahren abgeschlossen und die verhängte Strafe 
vollzogen ist oder eine Sicherheit gemäß §§ 37, 37 a 
VStG geleistet wurde. Bei der Untersagung hat die 
Behörde auch darüber zu .entscheiden, was mit dem 
Kraftfahrzeug oder dem beförderten Gut nach dem 
Grundsatz der Verhältnismäßigkeit zu geschehen 
hat. Ein Rechtsmittel gegen den Untersagungsbe­
scheid hat keine aufschiebende Wirkung. 

(5) Stellt das Grenzzollamt fest, . daß die 
. beabsichtigte Güterbeförderung ohne die erforderli­

che Bewilligung oder Kontingenterlaubnis durchge­
führt wird, so hat es eine Maßnahme nach Abs. 3 zu 
veranlassen sowie erforderlichenfalls zu veranlas­
sen, daß ein Verfahren gemäß Abs. 4 durchgeführt 
wird. 
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4, 560 der Beilagen 

(6) Bei Übertretungen von Abkommen mit 
Staatengemeinschaften über die grenzüberschrei­
tende Güterbeförderung mit Kraftfahrzeugen, Ver­
einbarungen gemäß Abs. 1 sowie einer Verordnung 
gemäß Abs. 3 können - unbeschadet der §§ 87 bis 
89 GewO 1973 in der jeweils geltenden Fassung -
die erforderliche Bewilligung oder die Kontingent­
erlaubnis zeitlich oder - im Wiederholungsfall -
auf Dauer entzogen werden. Der Entzug der 
erforderlichen Bewilligung oder der Kontingenter­
laubnis ist zunächst anzudrohen und mit einer 
Kürzung der Gesamtanzahl der dem Unternehmer 
für. den in Betracht kommenden Vertragspartner 
zur Verfügung stehenden Kontingenterlaubnis - je 
nach Schwere der Übertretung für höchstens vier 
Monate � zu verbinden. Dabei ist der Transport in 
seiner Gesamtheit zu beurteilen. Auch Begehungen 
im Ausland können zum Entzug der erforderlichen 
Bewilligung oder der Kontingenterlaubnis führen. " 

8. § 15 b lautet: 

,,§ 15 b. (1) Konzessionen für den Güternahver­
kehr (§ 3 Abs. 2 Z 1) erteilt die Bezirksverwaltungs­
behörde. 

(2) Konzessionen für den Güterfernverkehr (§ 3 
Abs. 2 Z 2) erteilt der Landeshauptmann. 

(3) Die Untersagung der Güterbeförderung (§ 7 b 
Abs. 4) verfügt die Bezirksverwaltungsbehörde. 

(4) Den Entzug der erforderlichen Bewilligung 
oder der Kontingenterlaubnis (§ 7 b Abs. 6) verfügt 
der Bundesminister für öffentliche Wirtschaft und 
Verkehr; im Falle der Ermächtigung des Landes­
hauptmannes im Sinne des §, 7 a Abs. 3 der 
b.ndeshauptmann. 

(5) In den Fällen, in denen gegen den Bescheid 
des Landeshauptmannes eine Berufung zulässig ist, 
entscheiden über die Berufungen in Angelegenhei­
ten. dieses Bundesgesetzes die unabhängigen Ver­
waltungssenate in den Ländern. " 

9. Nach § 15 b wird folgender § 15 c eingefügt: 

,,§ 15 c. An der Vollziehung dieses Bundesgeset­
zes sowie von Abkommen mit Staatengemeinschaf­
ten über den grenzüberschreitenden Güterverkehr 
mit Kraftfahrzeugen durch die Bezirksverwaltungs­
behörde, den Landeshauptmann sowie den Bundes­
minister für öffentliche Wirtschaft und Verkehr 
haben die Organe der Bundesgendarmerie sowie die 
Grenzorgane, . sofern deren Aufgaben Zollorganen 
übertragen sind, diese Organe, mitzuwirken. Sie 
unterstehen dabei in fachlicher Hinsicht der jeweils 
zuständigen Behörde. " 

10. §16 Abs. 1 Z 6 lautet: 

,;6., andere als die in Z 1 bis 5 genannten Gebote 
oder Verbote dieses Bundesgesetzes . sowie 
zwischenstaatlicher ' Vereinbarungen gemäß 
§ 7 a dieses Bundesgesetzes oder der auf 
Grund dieses Bundesgesetzes erlassenen Ver-
ordnungen nicht einhält;" () 

11. Iri § 16 Abs. 1 wird folgende Z 7 angefügt: 

,,7. Ge- und Verbote auf Grund von Abkommen 
mit Staatengemeinschaften über den grenz­
überschreitenden Güterverkehr mit Kraftfahr­
zeugen nicht befolgt. " 

12. § 16 Abs 2 lautet: 

,,(2) Bei Verwaltungsübertretungen gemäß Abs. 1 
Z 1, 3 und 5 sowie bei Verwaltungsübertretungen 
gemäß § 366 Abs. 1 Z 2 GewO 1973 hat die 
Geldstrafe mindestens 5 000 S zu betragen. Bei 
Verwaltungübertretungen gemäß Abs. 1 Z 6 und 7 
hat die Geldstrafe mindestens 20 000 S zu betra­
gen:" 

13. Nach § 16 wird folgender § 16 a eingefügt: 

,,§ 16 a. Als vorläufige Sicherheit im Sinne .des 
§ 37 a VStG kann bei Verdacht einer Übertretung 
von zwischenstaatlichen Vereinbarungen gemäß, 
§ 7 a dieses Bundesgesetzes oder von Abkommen 
mit Staatengemeinschaften über den grenzüber­
schreitenden Güterverkehr mit Kraftfahrzeugen ein 
Betrag von 20 000 S festgesetzt werden. " 

Artikel 11 

Kr aftfahrgesetz 1967 

Das Kraftfahrgesetz 1967, BGBI. Nr. 267, zuletzt 
geändert durch das . Bundesgesetz BGBI. 
Nr. 695/1991, wird wie folgt geändert: 

1. § 4 Abs. 7 a lautet: 

,,(7a) Bei Kraftwagen mit Anhängern darf die 
Summe der höchsten zulässigen Gesamtgewichte, 
bei Sattelkraftfahrzeugen abzüglich der größeren 
der höchsten zulässigen Sattellasten beider Fahr­
zeuge, wenn diese gleich sind, einer dieser 
Sattellasten, 38 000 kg, im Vorlauf- und Nachlauf­
verkehr mit kranbaren Sattelanhängern 39 000 kg 
und mit Containern und Wechselaufbauten 42 000 
kg nicht überschreiten. Die größte Länge von 
Kraftwagen mit Anhängern darf 18,35 m, von 
Sattelkraftfahrzeugen jedoch 16,5 m nicht über­
schreiten. " 

2. § 4 Abs. 8 lautet: 

,,(8) Die Achslast (§ 2 Z 34) darf 10 000 kg, die 
der Antriebsachse jedoch 11 500 kg nicht über­
schreiten. Die Summe der Achslasten zweier Achsen 
mit einem Radstand von mehr als 1 m und nicht 
mehr als 2 m darf 16 000 kg nicht überschreiten. " 

Artikel III 

( 1) Dieses Bundesgesetz tritt mit Inkrafttreten des 
Abkommens zwischen der Europäischen Wirt­
schafts gemeinschaft und der Republik Österreich 
über den Güterverkehr im Transit auf der Schiene 
und der Straße, BGBl. Nr . . .. ./19 .. , in Kraft. 

(2) Verordnungen auf Grund dieses Bundesgeset­
zes können bereits von dem seiner Kundmachung 

" 
�!. 

; 
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560 der Beilagen 5 

folgenden Tag an erlassen werden. Sie dürfen 
jedoch frühestens mit dem Inkrafttreten dieses 
Bundesgesetzes in Kraft treten. 

(3) Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes ist 
der Bundesminister für öffentliche Wirtschaft und 
Verkehr betraut. 
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